Vorblatt

Problem:

Durch die forcierte Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern wird das ursprünglich für das Jahr 2008 festgeschriebene Ziel eines Anteils der sonstigen erneuerbaren Energieträger von 4%, gemessen an der jährlichen Stromabgabe an Endverbraucher, bereits im Jahre 2005 erreicht werden. Dieser positiven Entwicklung steht jedoch ein im Vorhinein nicht abschätzbarer Bedarf an Fördermitteln und - damit verbunden - eine nicht kalkulierbare Belastung der Stromkonsumenten durch die damit verbundene Erhöhung der Förderbeiträge gegenüber. Förderungen werden auch ineffizienten Anlagen gewährt. Auf die Heranführung zur Marktreife der Technologien zur Verstromung von erneuerbaren Energieträgern wird bei der Ökostromförderung nicht Bedacht genommen. Die Betrauung der Regelzonenführer mit dem Kauf und dem Verkauf von Ökoenergie steht in einem gewissen Spannungsverhältnis mit den Bestimmungen des Unbundling.
Ziel:


-
Heranführung von Ökostrom zur Marktreife;

-
Optimierter Einsatz der Fördermittel; 

-
Beschränkung der Förderung auf kostengünstigste Anlagen;


-
Planbarkeit des künftigen Bedarfs an Fördermittel;


-
Sicherung der Mittel, die zur Ökostromförderung erforderlich sind; 


-
Investitionssicherheit;


-
Vermarktung von Ökoenergie erfolgt durch eine eigene Gesellschaft.

Inhalt:


-
Das zusätzliche Unterstützungsvolumen für neue Ökostromanlagen wird im Gesetz festgeschrieben;


-
die Förderbeiträge werden aus dem zusätzlichen Unterstützungsvolumen abgeleitet;


-
eine degressive Absenkung der Obergrenze der Einspeisetarife ist vorgesehen;


-
die kostengünstigsten Windkraftanlagen werden durch Ausschreibung ermittelt;


-
die Förderung von anderen Ökostromanlagen  erfolgt nach dem „first come - first serve“ - Prinzip;


-
Die Einspeisetarife für jene Anlagen, die dem „first come - first serve“- Prinzip unterliegen werden durch Verordnung bestimmt; 


-
Verankerung von gesetzlichen Effizienzkriterien;


-
Förderungszeitraum: 10 Jahre zusätzlich 2 Jahre mit abgesenkten Tarifen;


-
Abnahmepflicht wird durch die zur Verfügung stehenden Mittel begrenzt;


-
Festlegung der Förderbeiträge durch die Energie-Control Kommission;


-
Netzebenenspreizung zwischen dem höchsten und niedrigsten Förderbeitrag beträgt 1:3;


-
Errichtung einer Ökoenergie-Aktiengesellschaft.
Alternativen:

Keine

Finanzielle Auswirkungen:

Für die Zeichnung des Grundkapitals der in Aussicht genommenen Ökoenergie-AG sind € 1 Mio. zuzüglich Gründungskosten zu veranschlagen.

Die übrigen Änderungen haben keine Auswirkungen auf den Bundeshaushalt, die Planstellen des Bundes oder auf andere Gebietskörperschaften.
Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich:

Durch die Fixierung der Förderbeiträge im Voraus werden die aus der Ökostromförderung resultierenden Belastungen für die Stromkonsumenten abschätzbar. 

Die Einführung von Wettbewerbselementen wird eine Dynamisierung der Forschung zur Erreichung höherer Wirkungsgrade im Bereich der Verstromung erneuerbarer Energieträger bewirken.

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union:

Umsetzung der Richtlinie 2001/77/EG zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen im Elektrizitätsbinnenmarkt (CELEX: 32001L0077).

Besonderheiten des Normsetzungsverfahrens:

Im Verfassungsrang stehende Kompetenzdeckungsklausel

